
  

 

Interpellation Nr. 14 (März 2011) 

betreffend ungenügendem Vermögensertrag der Pensionskasse Basel-Stadt 
11.5065.01 

 

Im gegenwärtigen Pensionskassengesetz muss die Pensionskasse Basel-Stadt auf ihre Vermögensanlagen eine 
jährliche Mindestrendite von 4.6% erzielen, damit kein Absinken des Deckungsgrades erfolgt (vgl. dazu den 
Ratschlag 05.1314.01, Seite 37). Seit 2005 hat die Pensionskasse Basel-Stadt auf ihre Vemögensanlagen 
folgende Rendite erwirtschaftet: 

Jahrgang  Performance 

2005  9.8% 

2006  6.7% 

2007  2.4% 

2008  -10.9% 

2009  10.4% 

2010  4.1% 

Geom. Durchschnitt  3.49% 

Die Zahlen belegen, dass im Durchschnitt die Mindestrendite von 4.6% nicht erreicht werden konnte. Mit den 
andauernd tiefen Zinsen auf dem Kapitalmarkt und sinkenden Renditen im Immobilienbereich, ist nicht zu 
erwarten, dass die Durchschnittsrendite in den nächsten Jahren signifikant gesteigert werden kann. 

Hinzu kommt der demographische Aspekt: die Pensionskasse Basel-Stadt errechnet gemäss Jahresrechnung 
2009 ihre versicherungstechnischen Verpflichtungen mit den Periodentafeln der EVK 2000. Im Dezember 2010 
sind die neuen Perioden- und Generationentafeln BVG 2010 erschienen. Die Ergebnisse zeigen, dass die 
Lebenserwartung für 65-jährige Männer innerhalb von fünf Jahren (seit den BVG 2005 Tafeln) um etwa ein Jahr 
auf 18.9 Jahre und für gleichaltrige Frauen um knapp ein halbes Jahr auf 21.4 Jahre gestiegen ist. Gegenüber 
den EVK 2000 Tafeln ist die Steigung der Lebenserwartung noch eindrücklicher. 

Vor diesem Hintergrund bitte ich den Regierungsrat, folgende Fragen zu beantworten: 

1. Wie hoch müsste die Mindestrendite der Pensionskasse Basel-Stadt sein, wenn sie statt den EVK 2000 
Tafeln die Perioden- und Generationentafeln der BVG 2010 verwenden würde? 

2. Wie hoch müsste die Mindestrendite der Pensionskasse Basel-Stadt sein, wenn sie die Generationentafel 
der BVG 2010 verwenden würde und die Rendite ebenfalls ausreichen müsste, um bei gleichem 
Versichertenbestand innerhalb von 10 Jahren die Wertschwankungsreserven voll zu äufnen (volle 
Risikofähigkeit)? 

3. Ist der Regierungsrat der Auffassung, dass die unter Frage 3 errechnete Mindestrendite im heutigen 
Marktumfeld realisierbar ist? Wenn nicht, was gedenkt der Regierungsrat zu unternehmen? 

a) Sind Leistungskürzungen ein denkbares Szenario? 

b) Sind Szenarien gepIant, wo der Steuerzahler weitere Sanierungsbeträge zahlen müsste? Wie hoch 
wären diese Beträge? 

4. Ist der Regierungsrat immer noch der Auffassung, dass die im Ratschlag 05.1314.01 erwähnte 
Mindestrendite von 4.6% im heutigen Marktumfeld realisierbar ist? Wenn nicht, was gedenkt der 
Regierungsrat zu unternehmen? 

5. In den nächsten Jahren werden einige staatsnahe Betriebe ausgelagert werden. Es wird zu Austritten von 
Aktiven aus der Pensionskasse kommen (Teilliquidation). 

a) Falls sich die Pensionskasse zum Stichtag der Teilliquidation in einer Unterdeckung befindet, würde 
die Unterdeckung den austretenden Versicherten mitgegeben (=tiefere Freizügigkeitsleistung)? Falls 
nicht, wer würde die Differenz finanzieren? 

b) Falls die Rentner der ausgelagerten Betriebe in der Pensionskasse verbleiben, ist mit einer weiteren 
Verschlechterung der finanziellen Lage zu rechnen. Wie gedenkt der Regierungsrat, dieser Situation 
zu begegnen? 

c) Falls die Rentner im Fall b) mitgegeben werden, müssen sie ausfinanziert werden. Wie hoch beträgt 
zum jetzigen Zeitpunkt der durchschnittliche Fehlbetrag pro Rentner (unter Verwendung der neuen 
Perioden- und Generationentafeln BVG 2010)? 
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